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Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen 

 

Nie war die Politik so aktiv, bei Spezialärztinnen und Spezialärzten ein mögliches Kostensen-

kungspotenzial auszumachen. Im Differenzbereinigungsverfahren zum Kostendämpfungspa-

ket 1 konnten staatliche Eingriffe betreffend Mengen und Kosten noch verhindert werden. 

Doch die Botschaft zum Kostendämpfungspaket 2 liegt nun auch vor. Dieser Entwurf betrifft 

die Spezialärzteschaft mit relevanten Regulierungsmassnahmen stark. Wir prüfen das Paket 

kritisch und beziehen für Sie Position. Um die Kostenentwicklung im Gesundheitswesen 

nachhaltig zu sanieren, braucht es das Engagement von allen beteiligten Akteuren – aber es 

braucht auch ausgewogene Massnahmen. 

Die FMCH als Verband der chirurgisch und invasiv tätigen Ärztinnen und Ärzte setzt sich be-

sonders dafür ein, dass allfällige Massnahmen immer an ihrer zu erwartenden Wirkung zur 

Verbesserung der Qualität gemessen werden. Weitere Informationen dazu finden Sie auf 

unserer Webseite www.fmch.ch.  

Die FMCH verstärkt derzeit den Einsatz für Ihre Interessen, für die Interessen von uns Spezi-

alärztinnen und Spezialärzten: Das ist wichtig und nötig. Wir werden an der Delegiertenver-

sammlung vom 10.11.2022 entsprechende Vorschläge machen, wie wir unsere Tätigkeit 

ausbauen. Gerne lade ich alle Delegierte ein, persönlich in Bern teilzunehmen.  

 

Lesen Sie mehr zu weiteren aktuellen Informationen in vorliegendem Newsletter. 

 

HERZlich 

 
Prof. Dr. med. Michele Genoni 
Präsident der FMCH 
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Basis für praxistaugliche ambulante  

Pauschalen geschaffen 
    

 
Die FMCH will praxistaugliche, für die Allgemeinheit anwendbare ambulante Pauschalen – 

stets verknüpft mit dem Hinweis, dass es auch den Einzelleistungstarif braucht. Als Mitglied 

der solutions tarifaires suisses sa half die FMCH mit, die Grundlagen für ein solches Tarifwerk 

zu schaffen. Die Ansichten divergierten aber so weit, dass eine Zusammenarbeit nicht mehr 

möglich ist. Die FMCH entschied sich darum, aus dem Projekt auszusteigen. Die FMCH rich-

tet ihr Engagement künftig stärker auf die inhaltlichen Erfordernisse von praxistauglichen 

ambulanten Pauschalen und betont dabei weiterhin: 

 Das Pauschalensystem muss alle relevanten Leistungserbringer berücksichtigen – Spi-

täler, ambulante Einrichtungen und freie Praxen.  

 Die ambulanten Pauschalen müssen auf praxistauglichen Prozessen beruhen.  

 Das Pauschalensystem soll ein lernendes System sein und regelmässig auf Grundlage 

von aktuellen Daten weiterentwickelt werden.  

 Die Preise im Pauschalensystem sollen zwischen den Leistungserbringern und den 

Einkaufsorganisationen wie z.B. den Versicherern ausgehandelt werden.  

 

Stand VVG-Verhandlungen 
    

 
Die FINMA hatte 2020 «umfassenden Handlungsbedarf» bei Leistungsabrechnungen der 

Krankenzusatzversicherungen im VVG festgestellt; Krankenversicherer kündigten darauf ent-

sprechende Verträge mit Spitälern. In einer Tagung erörterte die FMCH die Problemstellung 

Ende 2021, um den nötigen Handlungsbedarf zu definieren. Nun ist die FMCH in Zusammen-

arbeit mit PwC dabei, die Mehrleistungen von Spitalzusatzversicherungen in einem «FMCH-

Framework VVG» sichtbar zu machen. Das ist für alle Spezialärzte nötig, welche künftig ent-

sprechend ausgewiesene Mehrleistungen anbieten und verrechnen wollen. Die Arbeiten zur 

Fertigstellung des Frameworks laufen auf Hochtouren. Dank zahlreichen Rückmeldungen aus 

der Vernehmlassung wird das Framework substanziell und aussagekräftig sein. Die Finalisie-

rung der Dokumente ist auf Ende 2022 geplant. Ziel soll es sein, den Mitgliedern der FMCH 

einen Mehrleistungskatalog zur Verfügung zu stellen, den diese als Basis für künftige Ver-

handlungen zwischen den Akteuren nutzen können. 
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Gründung des Vereins «Schweizer Medizin Eid»  
    

 
Bekenntnis zur Unabhängigkeit der Medizin 
Am 9. September 2022 hat in Praz am Murtensee die Gründung des Vereins «Schweizer Me-

dizin Eid» stattgefunden. Bei der Gründungsveranstaltung haben fast alle ehemaligen Eid-

Kommissionsmitglieder des Instituts Dialog Ethik teilgenommen und ein Grossteil dieser 

Kommission bildet nun auch den Gründungsvorstand des neuen Vereins. Mit dieser Grün-

dung ist der «Schweizer Medizin Eid» nun komplett unabhängig von jeglichen Institutionen 

und Gesellschaften geworden. Geschäftsstelle des Vereins bleibt aber vorläufig die Ge-

schäftsstelle der FMCH, welche sich als Dachverband auch dem «Schweizer Medizin Eid» 

verpflichtet hat.  

 

Wider den Ökonomisierungstrend in der Versorgung 
Mit dem «Schweizer Medizin Eid» bekennen sich Ärztinnen und Ärzte in zehn Punkten zu 

Prinzipien, wie sie ihren Beruf ausüben – und betonen damit die Rolle des Patienten und die 

nötige Unabhängigkeit medizinischer Leistungen von ökonomischen Kriterien. Der «Schwei-

zer Medizin Eid» stellt das Patientenwohl und damit auch die Unabhängigkeit medizinischer 

Leistungen in den Mittelpunkt. Der neue Verein und die FMCH laden Ärztinnen und Ärzte 

ein, mit diesem Eid die patientenzentrierte und an medizinischen Kriterien ausgerichtete 

Versorgung zu stützen. Der «Schweizer Medizin Eid» ist auch eine Einladung zum besseren 

und zielführenderen Dialog: Die Gesundheitspolitik muss den pro-aktiven Austausch mit den 

relevanten Verbänden im Gesundheitswesen suchen und Lösungen finden, die von den Leis-

tungserbringern und den Patientenorganisationen mitgetragen werden können. Nur so kann 

eine gute und nachhaltige Gesundheitsversorgung sichergestellt werden.  

 
Website: 
www.schweizer-medizin-eid.ch 

 

Gesundheitspolitische Neuigkeiten 
    

 
Kostendämpfungspaket 1: Kein Globalbudget durch die Hintertür 
Im ersten der zwei Kostendämpfungspakete wurde vorgeschlagen, Bund und Kantone zu 

verpflichten, ein Kosten-, Volumen- und Mengenmonitoring im Bereich der Gesundheitsleis-

tungen einzuführen und bei «ungerechtfertigten» Kostenentwicklungen Korrekturmassnah-

men zu erlassen. 

Die FMCH hat sich dezidiert zum diesbezüglichen, sehr umstrittenen Art. 47c KVG geäussert; 

das Parlament hat nun in der Herbstsession 2022 entschieden, zumindest von staatlichen 
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Durchsetzungsmöglichkeiten in Form von Sparmassnahmen abzusehen. Es gibt in diesem 

Paket also kein Globalbudget durch die Hintertüre. Zur Erinnerung: Bei Art. 47c KVG stand im 

Kostendämpfungspaket 1 noch die subsidiäre Kompetenz von Kantonen und Bund zur Dis-

kussion. Sie hätten bei Kosten- und Mengenüberschreitungen eingreifen können, was der 

Einführung einer Form eines Globalbudgets gleichkommt. Das ist vom Tisch. 

Der Nationalrat ist dem Ständerat im Differenzbereinigungsverfahren gefolgt und hat diese 

Eingriffskompetenzen verworfen. Der Art. 47c wurde aber nicht komplett gestrichen. Bei 

nicht erklärbaren Mengen- und Kostenentwicklungen im Gesundheitswesen müssen künftig 

die Leistungserbringer selbst Korrekturmassnahmen vorsehen, die Verantwortung liegt nun 

also bei den Tarifpartnern. Was bei einer Nichteinigung der Tarifpartner geschieht, ist im 

Moment noch offen - diese Frage gilt es noch zu klären. 

 
Kostendämpfungspaket 2: Einsatz gegen ausufernde staatliche Kompetenzen ist nötig 
Die Botschaft zum zweiten Kostendämpfungspaket des Bundesrates wurde am 07. Septem-

ber 2022 verabschiedet. Sie bildet die Grundlage für den Gesetzesentwurf, der ab Oktober 

2022 im Parlament diskutiert wird. Er soll dazu beitragen, die Kostenentwicklung in der obli-

gatorischen Krankenversicherung (OKP) auf «das medizinisch Begründbare» zu beschränken. 

Die Botschaft enthält sieben Massnahmen zur Kostenkontrolle im Gesundheitswesen. Die 

Massnahmen beinhalten unter anderem die Schaffung von Netzwerken für eine koordinierte 

Versorgung und die Befugnis des Bundesrates, Leistungen nach WZW-Kriterien (Wirksam-

keit, Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit) zu beurteilen. Ferner die Förderung des kan-

tonsübergreifenden Spitalwettbewerbs sowie die Verpflichtung zur elektronischen Rech-

nungsübermittlung. Die FMCH stellt aber mit Zufriedenheit fest: Der Bundesrat hat die in der 

Vernehmlassungsvorlage noch vorgesehene Erstberatungsstelle und die Programme zur Pa-

tientenversorgung fallen gelassen. Die FMCH hat die Erstberatungsstelle deutlich bekämpft. 

Die Botschaft wird im November 2022 in der Kommission für soziale Sicherheit und Gesund-

heit des Nationalrats vorberaten und kommt anschliessend in den Nationalrat. Die FMCH 

wird sich in der laufenden Debatte einbringen. 

 

Unsere Erstanalyse zum zweiten Paket zeigt: Der Bundesrat hat das Fuder erneut überladen.  

Die FMCH erachtet die Delegierung von weiteren Kompetenzen an Bund und Kanton sowie 

die Vorschläge zur Schaffung von Netzwerken zur koordinierten Versorgung als nicht zielfüh-

rend. Die Ausgestaltung dieser Netzwerke gemäss Botschaft führt zu mehr administrativem 

Aufwand auf Seite der Leistungserbringer und mehr koordinativem Aufwand auf Seite des 

Staates – und damit zu höheren, statt tieferen Kosten. Stossend ist: Bereits heute arbeiten 

bei komplexen Krankheitsbildern mehrere Leistungserbringer zusammen, um die Patientin-

nen und Patienten bestmöglich zu versorgen, die Schaffung von Netzwerken ist längst Praxis. 

Auch die neue Kompetenz des Bundesrates, die Leistungen nach Kriterien der Wirksamkeit, 

Zweckmässigkeit und Wirtschaftlichkeit zu prüfen, erhöht weder die Effizienz noch die Quali-

tät von medizinischen Leistungen. 
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Kostenbremse-Initiative und indirekter Gegenvorschlag 
Die Mitte-Partei fordert mit ihrer Kostenbremse-Initiative eine Kostenbremse in der OKP für 

Bund und Kantone. Liegt das Kostenwachstum pro versicherte Person zwei Jahre nach An-

nahme der Initiative um 20% über der Nominallohnentwicklung, sollen Bundesrat und Kan-

tone Kostenbegrenzungs-Massnahmen ergreifen. Die Kommission für soziale Sicherheit und 

Gesundheit des Ständerats hat beantragt, die Behandlungsfrist der Volksinitiative um ein 

Jahr zu verlängern. Auf den indirekten Gegenvorschlag ist sie an der letzten Sitzung eingetre-

ten, die Detailberatung folgt. 

 

Die FMCH bleibt bei ihrer Positionierung: Die Kostenbremse-Initiative berücksichtigt weder 

die Alterung der Gesellschaft noch den medizinisch-technischen Fortschritt. Die Initiative 

sowie der Gegenvorschlag sind deshalb zwingend abzulehnen. Die vorgesehenen Änderun-

gen am bestehenden, veralteten Tarif Tarmed sind zudem nicht zielführend, insbesondere 

nicht, wenn sie nur zulasten der Ärzteschaft gehen und bestehende Tarif sogar verschlech-

tert werden könnten. 

 

 
 

Mit dem Newsletter informieren wir die Mitglieder-Fachgesellschaften und sonstige Interessierte  
über Neuigkeiten der Gesundheitspolitik und der FMCH.  

Sie können sich einfach per Mail oder über unsere Website für den Newsletter anmelden.  
Dort finden Sie auch das Newsletter-Archiv. 

info@fmch.ch 

https://www.fmch.ch/ 
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